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Antrag 

der Abgeordneten Viola von Cramon-Taubadel, Daniela Wagner, Marieluise Beck 
(Bremen), Tom Koenigs, Volker Beck (Köln), Ingrid Hönlinger, Memet Kilic, 

Jerzy Montag, Dr. Konstantin von Notz, Wolfgang Wieland, Josef Philip Winkler 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Vergabekriterien für Sportgroßveranstaltungen fortentwickeln - Menschen- und 
Bürgerrechte bei Sportgroßveranstaltungen stärker berücksichtigen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Ausrichterstaaten von Sportgroßereignissen stehen im Fokus der Öffentlichkeit, 
wie derzeit Polen und die Ukraine bei der Fußballeuropameisterschaft der UEFA 
(EURO 2012). 

Die mit der Ausrichtung der EURO 2012 verbundenen Floffnungen in Bezug auf 
ein positives Bild in der internationalen Öffentlichkeit sind insbesondere in der 
Ukraine sehr groß. Die politische Lage in der Ukraine hat sich allerdings seit der 
Vergabe des Turniers 2007 verschlechtert. So betrachtet auch die Bundesregie- 
rung die Entwicklungen mit Sorge und konstatiert, dass der Umgang mit der 
politischen Opposition „ein sehr negatives Schlaglicht auf den Zustand der 
Rechtsstaatlichkeit in der Ukraine [wirft] und [...] den Eindruck selektiver, 
politisch motivierter Justiz“ erweckt (Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 17/9042). Beim Rat für Auswärtige 
Angelegenheiten haben die EU-Außenminister sich verständigt, vor dem Flin- 
tergrund der anhaltend bedenklichen innenpolitischen Lage zunächst Abstand 
von der Unterzeichnung eines Assoziierungsabkommens mit der Ukraine zu 
nehmen. Zuvor hat die Europäische Kommission angekündigt, dass keines ihrer 
Mitglieder zu den in der Ukraine stattfindenden Fußballspielen reisen wird. Zahl- 
reiche andere europäische Politikerinnen und Politiker haben zudem die Absicht 
geäußert, dem Sportgroßereignis fernzubleiben. Dies ist nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund der Behandlung der zurzeit inhaftierten ehemaligen Ministerpräsi- 
dentin Julia Timoschenko und weiterer Mitglieder der früheren Regierang sowie 
zahlreicher anderer Beispiele für die Politisierung der Justiz in der Ukraine ge- 
schehen. Auch ein sportlicher Boykott der Veranstaltung ist in jüngster Vergan- 
genheit Gegenstand der Mediendebatten gewesen. 

Die aufmerksame Begleitung des Prozesses von der Vergabe eines Sportgroß- 
ereignisses wie der EURO 2012 bis zur Durchführung ist notwendig, um etwaige 
F ehlentwicklungen — auch die Infrastruktur betreffend — frühzeitig anzusprechen. 
Bereits die Vorbereitungen zur EURO 2012 verliefen in der Ukraine zum Teil 
sehr intransparent. So wurden Bauaufträge für die Stadien und Infrastruktur- 
maßnahmen, wie die Erweiterung von Flughäfen oder auch Straßenbaumaßnah- 
men, fast ausnahmslos ohne Ausschreibungen vergeben. Auch im Vorfeld der 
Veranstaltung haben besonders Meldungen über überhöhte Hotel- und Über- 
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nachtungspreise an Spielorten sowie Zwangsräumungen von Wohnungen für 
Kritik gesorgt. Im Interesse einer international so bedeutsamen Fußballveran- 
staltung muss gewährleistet sein, dass derartige Vorkommnisse vermieden wer- 
den und Probleme schnellstens gelöst werden. 

Sportgroßereignisse von internationalem Rang finden nicht in einem politisch 
luftleeren Raum statt. Mit der Vergabe von Sportereignissen sind in der Ver- 
gangenheit häufig Hoffnungen für eine schnellere Demokratisierung in den Aus- 
richterstaaten und eine günstige Sportentwicklung verbunden gewesen. Oft 
waren jedoch Erwartungen überhöht. Besonders am Beispiel der Olympischen 
Sommerspiele in Peking 2008 wurde deutlich, dass eine Sportgroßveranstaltung 
nicht notwendigerweise zu einer verbesserten Menschenrechtslage beiträgt. Im 
Falle Pekings ist dies nicht eingetreten. Auch das Internationale Olympische 
Komitee (IOC) hat im Rahmen der Olympischen Spiele 2008 die problema- 
tische Menschenrechtssituation in China nicht kritisch angesprochen. Menschen- 
rechtsverletzungen stehen jedoch in einem eklatanten Widerspruch zur olym- 
pischen Idee und zu den ethischen Grundsätzen des Sports, wie sie sich in der 
Olympischen Charta wiederfinden. 

ln der Vergangenheit haben autoritäre Staaten häufig Sportgroßveranstaltungen 
zu eigenen Zwecken genutzt. Die sportinteressierte Öffentlichkeit bot für die 
Machthaber eine Gelegenheit, um sich auf internationaler Ebene als respektier- 
tes Mitglied der Staatengemeinschaft darzustellen. Die häufig vorgetragene For- 
derung nach einer strikten Treimung von Politik und Sport läuft bei derart pres- 
tigeträchtigen Großveranstaltungen ins Leere; diese haben immer auch eine 
politische Dimension. Die Lage von Menschen- und Bürgerrechten wurde und 
wird im Rahmen von Sportveranstaltungen noch viel zu selten thematisiert - 
auch in der Berichterstattung. Der Glanz der Sportereignisse täuschte jedoch 
häufig über die wahren Zustände hinweg. Denn wer eine Sportgroßveranstal- 
tung von internationalem Rang ausrichten kann, liefert noch lange keinen Beleg 
für die Wahrung und Einhaltung von Menschen- und Bürgerrechten. 

Wenn wirklich strenge Maßstäbe angelegt werden, könnten nach heutigem 
Stand nur in einer Minderheit der Staaten sportliche Großereignisse stattfinden. 
Um dem entgegenzusteuem, muss auch auf politischer Ebene ein Beitrag geleis- 
tet werden, dass Sportgroßveranstaltungen nach einem transparenten, nachvoll- 
ziehbaren, glaubwürdigen und international anerkannten Maßstab vergeben und 
durchgeführt werden. Es muss auf internationaler Ebene in Zusammenarbeit mit 
Sportorganisationen und Sportverbänden und unter Beteiligung von Nichtregie- 
rungs- und insbesondere Menschenrechtsorganisationen eine Konvention für 
Vergabe und Durchführung von Sportgroßveranstaltungen ausgearbeitet und 
vereinbart werden. 

Dabei ist insgesamt auch auf die strengere Einhaltung von ökologischen Stan- 
dards zu achten. Transparente und verbindliche Regeln für die Wahl des Austra- 
gungsortes von Sportgroßereignissen müssen institutionalisiert und deren Ein- 
haltung muss kontinuierlich überprüft werden. Kurzlebige Mediendebatten und 
spontane Boykottaufrufe kurz vor Beginn der Veranstaltung sind nicht zielfüh- 
rend. Nur durch eine verantwortungsvolle Begleitung des Prozesses von der 
Vergabe einer Veranstaltung bis zu ihrer Durchführung ist sichergestellt, dass für 
politische wie sportliche Akteure einheitliche Kriterien für den Austragungsort 
gelten. Die Wahl des Austragungsortes soll in menschen- und bürgerrechtlicher 
sowie in ökologischer und infrastruktureller Hinsicht transparent getroffen und 
kontinuierlich begleitet werden. 
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II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

— die Initiative zu ergreifen, um in Zusammenarbeit mit Sportorganisationen 
und Sportverbänden eine Konvention für die Vergabe und Durchführung von 
Sportgroßveranstaltungen auszuarbeiten und zu vereinbaren; 

— die Sportverbände anzuhalten, menschen- und bürgerrechtliche Standards bei 
der Vergabe und Durchführung von Sportgroßereignissen in ihre Statuten 
aufzunehmen und unter Berücksichtigung der Autonomie des Sports auf ihre 
verbindliche Umsetzung zu drängen; 

— in allen Fragen der Einschätzung der politischen Dimension von Sportgroß- 
veranstaltungen die Expertise von Nichtregierungsorganisationen, insbeson- 
dere von Menschenrechtsorganisationen, einzubeziehen; 

— im Rahmen ihrer bilateralen Beziehungen zum Ausrichterland und auf inter- 
nationaler Ebene daraufhinzuwirken, dass zum Zeitpunkt der Vergabe eines 
Sportgroßereignisses transparente Voraussetzungen für die kontinuierliche 
Einhaltung der Menschen- und Bürgerrechte bis zur Durchführung der Ver- 
anstaltung mit der Regierung des Austragungslandes bestehen, und etwaige 
Rechtsverletzungen zu thematisieren; 

— dem ausführenden Sportverband zu empfehlen, die Einhaltung aller verein- 
barten menschen- und bürgerrechtlichen sowie ökologischen Standards in 
regelmäßigen Abständen zu überprüfen und hierzu die relevanten Organisa- 
tionen einzubeziehen und diese Überprüfungen zu veröffentlichen; 

— dem Gedanken, dass Sport positive gesellschaftliche Veränderangsprozesse 
anstoßen könnte, verstärkt dadurch Rechnung zu tragen, dass internationaler 
Sportaustausch auf lokaler Ebene gefördert und insbesondere in diesem Kon- 
text die Visavergabepraxis deutscher Auslandsvertretungen durch Nutzung 
vorhandener Spielräume in den EU-Bestimmungen gelockert wird; 

— anzukündigen, unter welchen Bedingungen Mitglieder des Kabinetts in das 
Ausrichterland reisen werden, und dabei auch die menschen- und bürgerrecht- 
liche Situation vor Ort zu berücksichtigen; 

— sich für die Meinungsfreiheit von Sportlerinnen und Sportlern bei Sportgroß- 
veranstaltungen einzusetzen und deutlich zu machen, dass keine Sportlerin 
und kein Sportler wegen Meinungsäußerangen von den sportlichen Wett- 
kämpfen ausgeschlossen werden darf oder einen sonstigen Nachteil erleidet; 

— sich für eine stärkere Berücksichtigung ökologischer Standards bei den inter- 
nationalen Sportverbänden einzusetzen, wie dies teilweise bereits in einigen 
Verbänden praktiziert wird; 

— in der Frage der Steuerregeln für internationale Sportorganisationen und -ver- 
bände Initiativen für eine Harmonisierung des Steuerrechts auf den Weg zu 
bringen, die insbesondere die zunehmende Kommerzialisierung des Sports 
und von Sportgroßveranstaltungen berücksichtigt; 

— einer Steuerbefreiung für internationale Sportorganisationen und -verbände 
bei internationalen Sportgroßveranstaltungen nur dann zuzustimmen, wenn 
vorher in einem zwischen den EU-Staaten abgestimmten Verfahren sicher- 
gestellt ist, dass alle Bewerberstaaten aus EU-Ländern dieselben Vorausset- 
zungen bei der Besteuerung besitzen und nicht gegeneinander ausgespielt 
werden köimen; 

— sich sowohl auf bilateraler wie auf der Ebene des Europarates dafür einzuset- 
zen, dass die steuerlichen Bedingungen für die in der Schweiz ansässigen 
Sportverbände offengelegt und die steuerlichen Vergünstigungen für die 
internationalen Sportverbände aufgehoben werden; 


Drucksache 17/9982 


-4- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


— zu prüfen, inwieweit zur Korruptionsbekämpfung im Sport ein Handlungsbe- 
darf besteht; 

— dem Deutschen Bundestag einen jährlichen Bericht vorzulegen über die 
Maßnahmen, die internationale Sportorganisationen und -verbände ergriffen 
haben. 


Berlin, den 12. Juni 2012 

Renate Künast, Jürgen Trittin und Fraktion 
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